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Klappe die sechzigste:

Neue 
Einschränkungen
Hartz IV –  Nichts wird 
einfacher, nichts wird gut.

„SGB-II-Rechtsvereinfachungsgesetz“!? Diese sechzigste Gesetzesänderung sollte der 
große Wurf werden und birgt doch nur neue Bürokratie und weitere Verschärfungen für 
LeistungsbezieherInnen. Schon längst wurde Hartz-IV zur Sonderrechtszone in diesem 
Land, die Betroffenen zu Menschen dritter Klasse abgestempelt.

Die Änderungen verfehlen den eigentlichen Korrekturbedarf. So wurden die vom 
Bundesverfassungsgericht angemahnten Nachbesserungen (Energiekosten, Elektrogeräte, 
Regelbedarfe, Brillen) völlig außer Acht gelassen. Auch die Hoffnungen auf die 
angekündigte Entschärfung der Sanktionsregeln und die Aufhebung der Sonderstrafen für 
Unter-25-Jährige sind am Widerstand der CSU gescheitert. Stattdessen bringt der Entwurf 
eine richtungslose Sammlung von Schlechterstellungen mit einer ganzen Reihe wenig 
durchdachter Änderungen, paradoxer Regelungen und unnötiger Verschärfungen:

 Mehr Ein-Euro-Jobs: Bisher durften Hartz-IV-Bezieher maximal zwei Jahre in einem 
Fünfjahreszeitraum dazu verpflichtet werden, künftig sollen es bis zu drei Jahre sein. Es 
ist längst erwiesen, dass jene keine Integration am Arbeitsmarkt bringen

 „Ersatzansprüche bei sozialwidrigem Verhalten“: Hinter diesem sperrigen Begriff verbirgt 
sich einen Doppelbestrafung neben den bisherigen Sanktionen: Lehnt ein 
Leistungsempfänger etwa ein aus amtlicher Sicht angemessenes Jobangebot ab, darf 
der Sachbearbeiter ihm zusätzlich zur Sanktion vier Jahre lang bis zu 30 Prozent des 
nicht verdienten Lohns vom Regelsatz abziehen. Das gilt auch beim Vorwurf, eine 
Kündigung selbst verschuldet zu haben.

 Streichung auf Null bei vermutetem anderweitigen Anspruch: Wer sich z.B. weigert eine 
Erwerbsminderungsrente zu beantragen, riskiert ab sofort einen kompletten 
Leistungsentzug

 Lohnnachzahlungen: Diese werden nun auf den Zuflussmonat angerechnet, was 
geringere Freibeträge mit sich bringt

 Unregelmäßige Einkünfte: Leistungsempfänger erhalten erst nach 
nochmaligem Antrag am Ende des Leistungszeitraums 
ihre Erwerbstätigenfrei-beträge.

 Ausforschung (I): Jobcenter dürfen nun monatlich bei 
anderen Behörden oder Banken Datenabgleiche 
vornehmen - sogar bei Familienmitgliedern die selbst 
keine Leistungen beziehen.



 Ärztliche Schweigepflicht: Jobcenter dürfen nun  bei von 
ihnen beauftragten medizinischen und psychologischen 
Gutachten alle Patientendaten direkt vom Arzt abfordern

 Ausforschung (II): Dritte wie Vermieter oder Nachbarn kön-
nen zur Auskunft an das Jobcenter mit einem Bußgeld von
bis zu 5.000 € gezwungen werden

 Rechtsschutz: Selbst bei geänderter Rechtsprechung können Leistungsempfänger 
keinen Antrag auf rückwirkende Änderung der Bescheide und höhere Leistungen mehr 
stellen. Im übrigen Sozialrecht ist dies bis zu 4 Jahre lang möglich.

Wir setzen diesen erneuten Zumutungen weiterhin unsere Forderungen 
entgegen:

✔ Sicherstellung eines unpfändbaren sanktionsfreien Existenzminimums in Höhe der 
Pfändungsfreigrenze, derzeit von 1.077,- € für jeden Bürger 

✔ Einführung einer angemessenen Alterssicherung auch für Hartz-IV-Empfänger – dies 
auch vor dem Hintergrund, dass mindestens 40% der bundesdeutschen Bevölkerung 
von Altersarmut betroffen sein werden.

✔ Wiedereinführung von einmaligen Beihilfen bei notwendigen Ersatzbeschaffungen 
langlebiger Haushaltsgegenstände oder  nicht im Regelsatz enthaltener atypischer 
Bedarfe (z.B. „Weiße Ware“, Fahrtkosten zu medizinischen Untersuchungen und nicht 
von der Kasse gedeckte Behandlung, Passbeschaffung ausländischer 
Leistungsempfänger, Ersatz bei entwendeten Schulmaterialien etc.)

✔ Einführung eines Anspruchs auf Entscheidung über einen Leistungsantrag binnen drei 
Wochen

✔ Kein Eingriff in das Existenzminimum! Weder durch Sanktionen noch durch 
Rückforderungen des Jobcenters. Keine Vollstreckungsmaßnahmen hieraus während 
des Leistungsbezuges! 

✔ Dauerhafte volle Übernahme der Wohn- und Heizkosten in der bisherigen Wohnung, um 
Ghettoisierung zu vermeiden. Verbot von Sperrung des Stromes durch 
Energiekonzerne.

✔ Schluss mit der systematischen Bespitzelung und Ausforschung von Hartz-IV-
Empfängern 

✔ Persönliche Vorsprachen beim Jobcenter bei einem persönlichen Ansprechpartner ohne 
langes Warten statt inkompetentem Abwimmeln durch Callcenter. 

✔ Vernünftige Qualifizierungsmaßnahmen statt endloser Warteschleifen! 
✔ Abschaffung der Ausnahmeregelung vom Mindestlohn bei Langzeiterwerbslosen
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Nürnberger Arbeitsloser (ANA) laden ein

Offener Treff
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